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I
n der Bundesrepublik sind in der Zeit von 2000 bis 
2003 das Volkseinkommen sowie die Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen nominal gestiegen; dies 
gilt insbesondere auch für die Unternehmensgewinne 
der Kapitalgesellschaften. Im Vergleich dazu ist jedoch 
das Aufkom  men der Steuern auf Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen um 30% zurückgegangen; bei 
den Kapitalgesellschaften sank die Steuerbelastung 
sogar um die Hälfte (vgl. Tabelle 1 und 2). Die ab 2001 
gültigen Steuergesetzänderungen, die eine Senkung 
der Steuersätze beinhalten, führen zu einer Senkung 
der nominellen Gesamtbelastung insbesondere bei 
Kapitalgesellschaften von nur rund einem Sechstel. 
Der Rückgang des tatsächlichen Steueraufkommens 
auf rund die Hälfte ist deshalb ein erklärungsbedürfti-
ges Ergebnis. 
Die hierdurch aufgeworfenen Fragen werden im 
Folgenden präzisiert; sie lassen sich allerdings auf 
der Grundlage der legal verfügbaren Quellen, wie hier 
gezeigt werden wird, keineswegs vollständig beant-
worten. Hier liegen die „Geheimnisse der Unterneh-
menssteuern“1:
•  Gemessen an den in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung vom Statistischen Bundesamt 
ausgewiesenen Unternehmensgewinnen müssten 
die Ertragssteuern ein Zwei- bis Dreifaches des 
tat  sächlich in Deutschland erzielten Aufkommens 
erbringen. Woher rührt die Differenz?
• Anders, nämlich auf der einzelwirtschaftlichen Ebene 
formuliert: Wie kann das einzelne Unter  nehmen sei-
nen volkswirtschaftlich gemessenen Gewinnbeitrag 
auf ein viel niedrigeres (nur in seiner unveröffent-
lichten Steuerbilanz ausgewiesenes) versteuer  tes 
Einkommen herunter  rechnen?
Entwicklung von Einkommen und Steuern
Tabelle 1 zeigt die zeitliche Entwicklung von Ein-
kommen und Steuern auf das Volkseinkommen, das 
Arbeitnehmerentgelt sowie die Unternehmens- und   
Vermögenseinkommen. Zentrales Ergebnis ist dabei: 
Die prozentuale Belastung der Arbeitnehmerentgelte 
mit Steuern und Abgaben betrug im Jahre 1980 mehr 
als 33%, wovon knapp 12 Prozentpunkte auf Steuern 
und knapp 22 Prozentpunkte auf die Sozialabgaben 
entfallen. Im selben Jahr belief sich die Steuerbelas-
tung der Unternehmens- und Vermögenseinkommen 
auf rund 34%. Im Jahr 2003 war die Belastung der Ar-
beitnehmerentgelte auf gut 36% gestiegen, wovon 11 
Prozentpunkte auf die Steuern und 25 Prozentpunkte 
auf die Abgaben entfallen. Demgegenüber belief sich 
die Steuerbelastung der Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen auf knapp 16% und hat sich damit 
um mehr als 50% verringert.
Betrachtet man nun die Entwicklung seit 1997, 
so zeigt sich: Das Volkseinkommen (Zeile 11) stieg 
in Deutschland von 1997 bis 2003 nominal um 
12% (preisbereinigt um 4%), ganz ähnlich stiegen 
die Arbeitnehmerentgelte (Zeile 12)2 und Unterneh-
mens- und Vermögenseinkommen (Zeile 13). Das 
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Arbeitnehmer  entgelt liegt seit 1997 bei rund 72% des 
Volkseinkommens gegenüber rund 75% 1980.
Die Steuern auf das Arbeitnehmerentgelt (Zeile 22) 
blieben seit 1997 fast konstant3 bei rund 130 Mrd. Eu-
ro, die Sozialab  gaben (Zeile 22a) hingegen erhöhten 
sich Jahr für Jahr stetig von 267 Mrd. Euro auf rund 
285 Mrd. Euro 2003.
Die Steuern auf Unternehmens- und Vermögensein-
kommen (Zeile 23) nahmen von 1997 bis 2000 fast 
stetig auf 101 Mrd. Euro zu und verringerten sich 2001 
dann drastisch auf 78 Mrd. Euro und bis 2003 weiter 
auf 69 Mrd. Euro.
Die prozentuale Belastung des Volkseinkommens 
(Zeile 31) erhöhte sich von 1997 bis 2000 leicht und 
verringerte sich ab 2001 deutlich durch die starke Ent-
lastung von Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men, insbesondere bei Kapitalgesellschaften (siehe 
Tabelle 2).
Die prozentuale Steuerbelastung der Löhne (Zei-
le 32) verringerte sich von 1997 bis 2001 leicht und 
bleibt seitdem konstant bei gut 11%; die Belastung 
durch Sozialabgaben (Zeile 32a) erhöhte sich bis 1997 
auf über 26% und liegt seit 2001 bei gut 25%4. Die 
Gesamtbelastung der Löhne durch Steuern und So-
zialabgaben lag mit gut 36% 2001 etwas über dem 
EU-Durchschnitt5.
Die prozentuale Belastung der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen mit Ertragssteuern (Zeile 
33) wurde von 1997 bis 2000 durch eine Erhöhung 
auf fast 25% (zu Beginn der rot-grünen Regier  ungs-
  periode) etwas der Belastung der Löhne angeglichen, 
seit 2001 dann aber wieder auf nun  mehr knapp 16% 
abgesenkt6. 
Besonders interessant ist ein Vergleich der Ent-
wicklung von 1980 bis 2003: Die Gesamtbe  lastung 
der Arbeitnehmerentgelte nahm durch die Erhöhung 
der Sozialversicherungsabgaben (vgl. Tabelle 1, Zeile 
32a) um rund ein Elftel zu (von 33,4% auf 36,4%, vgl. 
 Tabelle 1
Zeitliche Entwicklung von Einkommen und Steuern
Anmerkungen: Geschätzte Werte sind kursiv gesetzt. Die  Werte für 2003 in den Zeilen 12 und 13 lagen im Februar 2004 noch nicht vor und wur-
den entsprechend der Entwicklung des Volkseinkommens approximiert.
Quellen: Zeilen 11, 12, 13: VGR, Hauptbericht 2002, destatis, August 2002, Tab. 2.1.1.; Zeilen 22, 22a: Abbildung 2.1 aus L. Jarass, G. 
M. Obermair: Geheimnisse der Unternehmenssteuern: Steigende Dividenden, sinkendes Steuerauf  kom  men. Eine Analyse der DAX30-Ge-
schäftsberichte 1996-2002 unter Berücksichtigung der Volkswirtschaftlichen Gesamt  rechnung, Metropolis, 2004; Zeile 23: Abbildung 2.4 aus 
ebenda. Steuerwerte für 2003 aktualisiert durch BMF-Monatsbericht 01.2004, S. 20 (http://www.bundesﬁ  nanzministerium.de/Anlage22392/
Monatsbericht_0104_gesamt.pdf.). Die Sozialabgabenwerte für 2001 wurden aktualisiert aus OECD: Revenue Statistics, 2003; für 2002 und 
2003 wurden sie fortgeschrieben analog zu VGR: Hauptbericht, destatis 2003, Tab. 3.4.4.5.
1980 1990 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
ohne Ost 
deutschand
(1)  Einkommen (in Mrd. Euro)
(11) Volkseinkommen = (12)+(13) 591 987 1 405 1 442 1 468 1 508 1 542 1 572 1 570
(12) Arbeitnehmerentgelt (Inländer) 445 689 1 009 1 031 1 058 1 099 1 121 1 130 1 132
(13) Unternehmens- und Vermögenseinkommen 146 298 395 412 410 409 421 441 438
(2)   Einkommensteuern und Sozialabgaben (in Mrd. Euro)
(21) auf Volkseinkommen = (22)+(22a)+(23) 198 307 460 480 496 510 489 483 482
(22) auf Arbeitnehmerentgelt - Steuern 52 82 125 127 129 131 128 127 128
(22a) auf Arbeitnehmerentgelt - Sozialabgaben 97 160 267 270 273 279 283 284 285
(23) auf Unternehmens- und Vermögenseinkommen 49 66 68 84 94 101 78 72 69
(3)  Belastung durch Einkommensteuern  und Sozialabgaben (in %)
(31) Volkseinkommen = (21)/(11) 33,4 31,1 32,7 33,3 33,8 33,8 31,7 30,8 30,7
(32)  auf Arbeitnehmerentgelt - Steuern = (22)/(12) 11,6 11,9 12,4 12,3 12,2 11,9 11,4 11,3 11,3
(32a) auf Arbeitnehmerentgelt - Sozialabgaben = (22a)/(12) 21,8 23,3 26,5 26,2 25,8 25,4 25,2 25,1 25,1
(33) auf Unternehmens- und Vermögenseinkommen = (23) /(13) 33,5 22,0 17,1 20,3 22,9 24,6 18,6 16,2 15,7
nachrichtlich: Verbraucherpeisindex, 1997 = 100 64,3 83,1 100,0 100,9 101,5 103,0 105,0 106,5 107,6
3 Sie wurden 1995 deutlich gesenkt, nämlich durch die vom Bundes-
verfassungsgericht erzwungene Verdoppelung des Grundfreibe  trags 
von 2 871 Euro auf 6 184 Euro, übrigens ohne Änderung des damali-
gen Spitzensteuersatzes von 53%.
4 Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass nur rund drei Viertel 
der Arbeitnehmerentgelte sozialversicherungspﬂ  ichtig sind, ein Viertel 
(Beamte, Geschäftsführer, Löhne oberhalb der Beitragsbemessungs-
grenzen) hingegen nicht, wie auch fast alle Unterneh  mens- und Ver-
mögenseinkommen.
5 Siehe EU, a.a.O., S. 78, Graph II-3.1.
6 Rechnet man die in der obigen Tabelle 1 nicht berücksichtigten 
Grund- und Ver  mö  gen  steuern voll der Besteuerung von Unterneh-
mens- und Vermögens  ein  kommen zu, so hatte Deutschland 2001 
nach Griechen  land mit Ab  stand die niedrigste Steuer  belastung in der 
EU; siehe EU, a.a.O, S. 93, Graph II-4.1.BESTEUERUNG
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Zeilen 32+32a), die Belastung der Unterneh  mens- und 
Vermögenseinkommen hingegen verringerte sich um 
mehr als die Hälfte (von 33,5% auf 15,7%, vgl. Zeile 
33). Die Entlastung des Volkseinkommens um rund ein 
Elftel (von 33,4% auf 30,7%, vgl. Zeile 31) kam also 
ausschließlich den Unternehmens- und Vermögens-
einkommen zugute.
Entwicklung von Unternehmensgewinnen und 
Ertragssteuern
Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR) 
unterscheidet bei Unternehmensgewinnen zwei Ka-
tegorien:
• Korporierte  Gesellschaften7, d.h. Gesellschaften 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, von der die er-
forderlichen statistischen Daten erhoben werden 
können. Diese Kategorie umfasst insbe  sondere Ka-
pitalgesellschaften im juristischen Sinne (wie AG und 
GmbH), aber auch Perso  nenge  sellschaften (wie KG 
etc.).
• Einzelunternehmer und ähnliche werden in der VGR 
im Sektor private Haushalte verbucht, dessen Kom-
ponenten nicht einzeln erhoben, sondern aggregiert 
als Rest  größe abgeschätzt werden. 
Die Daten des Bundesﬁ  nanzministeriums über das 
Steueraufkommen der Unternehmen sind dagegen 
nach Steuerarten gegliedert: Aufkommen der Körper-
schaftsteuer, der Einkommen  steuer und der Gewer-
besteuer. Die Steuerstatistiken des Statisti  schen Bun-
desamtes geben zusätz  liche detaillierte Aufteilungen 
nach Rechtsformen, insbeson  dere nach Kapitalgesell-
schaf  ten, Personengesellschaften, Einzelunternehmer 
etc.
Für die Zwecke dieser steuerlichen Untersuchung 
wird die in der VGR angegebene Summe der Un-
ternehmensgewinne für korporierte Unternehmen 
aufgeteilt auf Kapital  gesell  schaften einerseits und 
Personengesellschaften andererseits. Die Schätzung8 
für diese beiden Rechtsformen beruht auf den Anteilen 
der gewerbesteuer  pﬂ   ichtigen Einkünfte der Kapital- 
und Personengesellschaften, die Werte sind als Annä-
herung zu betrachten. Für 1995 ergibt sich ein Anteil 
von 59% für die Kapitalgesellschaften, für 1998 ein 
Anteil von 63%. Die Werte für 1996 und 1997 wurden 
durch lineare Inter  polation aus den Werten für 1995 
und für 1998 abgeschätzt. Die Werte ab 1999 wurden 
aus dem Jahr 1998 übernommen.
 Tabelle 2
Unternehmensgewinne und Ertragssteuern
Anmerkung: Geschätzte Werte sind kursiv gesetzt.
Quellen: Die im Folgenden genannten Tabellen sind aus L. Jarass, G. M. Obermair: Geheimnisse der Unternehmenssteuern, a.a.O.  Zeile 
11: Tab. 3.3(3); Zeile 12: Tab. 3.3(4); Zeile 12a: Tab. 3.2(1) minus Zeile 11. Alle Werte ab 1998 wurden entsprechend den Einkommen aus Unter-
nehmenstätigkeit und Vermögen aus Tabelle 1, Zeile 13 fortgeschrieben. Zeilen 21: Tab. 3.4(1); Zeilen 21a: Tab. 3.4(2e); Zeile 22: Tab. 3.4(2-2d-
2e). Zeilen 41: Tab. 3.6(2); der Wert für 2003 wurde entsprechend der Entwicklung der Unternehmensgewinne der Kapitalgesellschaften laut Zeile 
11 abgeschätzt.
1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
(1) Unternehmensgewinne (in Mrd. Euro)
(11) Kapitalgesellschaften 174 201 198 205 212 221 220
(12) Personengesellschaften und Selbständige 206 218 208 209 214 220 218
(12a) davon Personengesellschaften 69 80 75 80 87 93 92
(2) Steuern (in Mrd. Euro)
(21) Kapitalgesellschaften 30 37 41 43 16 19 25
(21a) nachrichtlich: Dividendensteuer der Kapitaleigner 8 12 11 14 21 14 9
(22) Personengesellschaften und Selbständige 25 30 37 38 34 32 28
(3) Belastung durch Steuern (in %)
(31) Kapitalgesellschaften = (21)/(11) 17,3 18,4 20,9 20,9 7,7 8,6 11,4
(31a) nachrichtlich: Kapitaleigner = (21a)/(11) 3,6 5,3 5,4 6,5 9,8 6,4 4,1
(32) Personengesellschaften und Selbständige = (22)/(12) 12,3 13,9 17,5 18,4 15,9 14,4 13,1
(4) nachrichtlich: Dividenden der Kapitalgesellschaften
(41) Dividenden (in Mrd. Euro) 66 83 91 101 115 105 104
(42) Unternehmenssteuern pro Dividenden = (21)/(41) (in %) 46 45 46 42 14 18 24
(42a) Gesamte Steuern pro Dividenden = (21+21a)/(41) (in %) 57 59 58 56 32 32 33
7 In der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung etwas irreführend als 
„Kapitalgesellschaften“ bezeichnet.
8 Zu den Einzelheiten siehe L. Jarass, G. M. Obermair: Geheim-
nisse der Unternehmenssteuern..., a.a.O., Kap. 3.1.Wirtschaftsdienst 2004 • 3
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Die verbleibenden Unternehmensgewinne der 
Personengesellschaften wurden mit den in der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung ausgewiesenen 
Unternehmensgewinnen der privaten Haushalte9 
(Einzelunternehmer, Selb  ständige etc.) zusammen 
ausgewiesen, da beide der Einkom  mens        besteuerung 
unterliegen.
Tabelle 2 zeigt die zeitliche Entwicklung von Un-
ternehmensgewinnen und Ertragssteuern zum einen 
für die Kapitalgesellschaften und zum anderen für die 
Gruppe der Personengesellschaften, Einzelunterneh-
mer und Selbständigen.
Die Werte wurden ab 1998 entsprechend den Ein-
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
(vgl. Tabelle 1, Zeile 13) fortgeschrieben. Wahrschein-
lich sind die Unternehmensgewinne von Kapitalgesell-
schaften seit 1998 insgesamt etwas stärker gestiegen 
als in Tabelle 2 geschätzt, die Gewinne der Perso-
nengesellschaften und Selbständigen entsprechend 
etwas geringer. Genauere Werte können erst nach 
Vorliegen der detaillierten Steuerstatistiken für das 
Stichjahr 2001 abgeschätzt werden, also ca. im Jahr 
2006/2007.
Auch ohne diese vielleicht noch nötige Korrektur 
nach oben sind die volkswirtschaftlich gemes  senen 
Unternehmensgewinne von Kapitalgesellschaften (vgl. 
Tabelle 2, Zeile 11) auch von 1999 bis 2002 jährlich 
(nominal) um mindestens 3%, also deutlich stärker als 
das Volkseinkommen gestiegen und 2003 jedenfalls 
kaum gesunken.
Verfehlte Umsetzung der Steuerreform 2001
Wesentlicher Grund für die schon vorher erwähnte 
drastische Absenkung der Steuern auf Unterneh-
mens- und Vermögenseinkommen (vgl. Tabelle 1, 
Zeile 23) war die verfehlte Umsetzung der an sich 
richtigen Unternehmen  ssteuer  reform 2001 (siehe 
hierzu auch die Reformempfehlun  gen im Folgenden), 
die das Steuerauf  kom  men der Kapitalgesellschaf-
ten (vgl. Tabelle 2, Zeile 21) von 43 Mrd. Euro auf 16 
Mrd. Euro absenkte10. Wegen der ab 2001 geltenden 
„Ausschüttungsprämie“11 wurden in großem Umfang 
Sonderdivi  denden ausgeschüttet, die einerseits die 
Körperschaftsteuerzahlung der Unternehmen dras-
tisch verringerten, andererseits stieg die von den 
Aktionären bezahlte Dividendensteuer um 7 Mrd. 
Euro (vgl. Tabelle 2, Zeile 21a). Aber auch 2002 und 
2003 wurden die Steuern auf Unterneh  mens- und 
Vermögenseinkommen (vgl. Tabelle 1, Zeile 23) weiter 
verringert; zwar stieg das Steuerauf  kom  men der Kapi-
talgesellschaften (vgl. Tabelle 2, Zeile 21) von 2001 auf 
2003 wieder deutlich um 9 Mrd. Euro12, aber gleichzei-
tig ging die Dividendensteuer um 11 Mrd. Euro zurück 
(vgl. Tabelle 2, Zeile 21a).
Übrigens: Niedrige Konzernsteuerzahlungen an den 
deutschen Fiskus werden häu  ﬁ  g durch die Pauschal-
behauptung gerechtfertigt, ein Großteil des Ergebnis-
ses werde eben im Aus  land erwirtschaftet. Für die 
sieben DAX30-Unternehmen, die hierzu für 2001 und 
2002 Angaben machen, trifft dies jedenfalls nicht zu: 
In der Summe entfallen fast 90% des ausgewiesenen 
Kon  zerner  geb  nis    ses auf das Inland13.
Auch die prozentuale Belastung der Gewinne der 
Kapitalgesellschaften (vgl. Tabelle 2, Zeile 31) zeigt 
die drastische Entlastung: von über 20% 1999 und 
2000 auf rund 8%, 9% und 11% in den Jahren 2001 
bis 2003.
Fast gegenläuﬁ  g entwickeln sich dagegen die Aus-
schüttungen: Die Dividenden der Kapitalge  sell  schaf-
    ten (vgl. Tabelle 2, Zeile 41) sind von 1997 bis 2001 auf 
das 1,7fache erhöht worden, mit einem leichten Rück-
gang 2002. Für 2003 liegen noch keine endgültigen 
Werte vor, viele Unter  nehmen haben für 2004 wieder 
eine deutliche Erhöhung der Dividenden in Aussicht 
gestellt. Zur Verdeutlichung sind in der Abbildung 
  Dividenden und Ertragssteueraufkommen 
der deutschen Kapitalgesellschaften 1995 bis 2003
(in Mrd. Euro)
a Für 2002 geschätzt.
Quelle: L. Jarass, G. M. Obermair: Geheimnisse der Unterneh-
menssteuern, a.a.O., Abbildung 3.1. Die Werte für die Ertragssteuern 
2003 sind aktualisiert gemäß Tabelle 2, Zeile 21; die Werte für die Divi-
denden 2003 sind fortgeschrieben gemäß Tabelle. 2, Zeile 41.
9 Die Gewinne der privaten Haushalte aus Wohnungsvermietung 
bleiben dabei unberücksich  tigt, da sie netto keiner effektiven Steuer-
belastung unterliegen.
10 Dies war ausschließlich Gewerbesteuer; das Körperschaftsteuer-
aufkommen war 2001 mit -0,4 Mrd. Euro negativ!
11 Ein Euro Körperschaftsteuerrückzahlung pro sechs Euro aus ver-
steuertem Eigenkapital bezahlte Dividende.
12 Die Körperschaftsteuer stieg von -0,5 Mrd. Euro auf 8,3 Mrd. Euro, 
wesentlich bedingt durch das ab März 2003 bis 2006 gültige Morato-
rium für die Ausschüttungsprämie.
13 L. Jarass, G. M. Obermair: Geheimnisse der Unternehmens-
steuern..., a.a.O, Tabelle 4.8. Was man aus den Geschäftsberichten 
der DAX30-Unternehmen zur Steuerbelast  ung herauslesen kann, 
haben wir dort in Kap. 4 und 5 und in ausführlichen Anhängen  darge-
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Dividenden und Ertragssteuern noch einmal graﬁ  sch 
dargestellt.
Gewiss steht die Höhe der Dividende im Ermessen 
des Unternehmens. Doch kann im mehrjäh  rigen Mittel 
jedenfalls höchstens der nach Steuern verbleibende 
Gewinn ausgeschüttet werden, bei dem seit 2001 
gültigen nomi  na  len Steuersatz von knapp 40% also 
maximal die verbleiben  den 60%, also maximal das 
1,5fache der Steuer  zahlung.
Schon bis 2000 betra  gen die jährlichen Dividenden 
gut das Zweifache der Steuerzah  lungen, seit 2001 so-
gar mehr als das Vierfache. Die Dividenden sind also 
seit 2001 rund dreimal (= 4,5/1,5) so hoch wie bei vol-
ler Versteuerung des Gewinns maximal möglich wäre. 
Der ausschüttbare Gewinn der Kapitalgesellschaften 
beträgt also mindestens das Dreifache des tatsächlich 
versteu  erten Gewinns. Diese Diskrepanz weist auf 
erhebli  che Lücken und Deﬁ  zite bei der Besteuerung 
hin. 
Wesentliche Ursachen für die
geringe Steuerbelastung 
Bemerkenswert ist schließlich auch die Entwicklung 
der Gesamtsteuerbelastung (im Unternehmen und bei 
den Anteilseignern) bezogen auf die bezahlten Divi-
denden (vgl. Tabelle 2, Zeile 42a): sie ﬁ  el drastisch von 
gut 55% bis 2000 auf nur noch gut 30% seit 2001. 
Die Zeitreihen für die effektive Steuerbelastung von 
Unternehmens- und Vermögens  einkommen zeigen die 
Überlagerung einer massiven langfristigen Tendenz, 
die etwa an den Daten für 1980, 1990, 1997 und 2003 
und einer kurzfristigen Bewegung zwischen 1997 und 
2003 abzulesen ist:
•  Langfristig wurde die Steuerbelastung von Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen von 33% 
1980 bis 1997 auf 17% etwa halbiert, und sie ist 
seitdem nach einer kurzen Erhöhung noch weiter auf 
unter 16% gesenkt worden.
• Kurzfristig wurde diese Tendenz von 1997 bis 2000 
durch eine Erhöhung bis zu einer effekti  ven Steuer-
belastung von fast 25% unterbrochen, gefolgt von 
einer drastischen Absenkung auf knapp 16% 2003. 
Noch drastischer wird diese Absenkung bei den Er-
tragssteuern der Kapitalgesellschaften sichtbar (vgl. 
Tabelle 2, Zeile 31).
Betrachten wir zunächst die kurzfristige Entwick-
lung: Der Anstieg der effektiven Steuerbelastung von 
1997 bis 2000 fällt zeitlich zusammen mit der Speku-
lationsblase des „Neuen Markts“ und war wesentlich 
bedingt durch die (vorübergehende?) Schließung von 
legalen und illegalen Steuervermeidungswegen14. Wie 
wird dieser Einbruch bei den Unternehmenssteuern 
seit 2001 erklärt? Die einmalige Senkung der Steuer-
sätze 2001 kann höchstens eine einmalige Niveausen-
kung auf sieben Achtel15 der Vorjahreswerte erklären. 
Doch der Rückgang setzt sich fort und hat bis 2003 
die Belastung auf etwa zwei Drittel des Niveaus vor 
2001 sinken lassen.
Die Regierung, die Opposition und die Wirtschafts-
verbände sind sich ausnahmsweise einmal darin 
einig, dass daran vor allem der Konjunkturrückgang 
schuld sei: Die Wirtschaft wachse nicht mehr nen-
nenswert und deshalb gehe das Steueraufkommen 
zurück. Dennoch ist diese Erklärung angesichts der 
statistischen Fakten, wie sie in den Tabellen 1 und 
2 dokumentiert sind, offensichtlich unzutreffend: Die 
ökonomischen Unternehmensgewinne (ohne die in 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung unbe-
rücksichtigten Beteiligungsgewinne und -verluste) so-
wohl der Kapitalgesellschaften als auch der Personen-
gesellschaften und Selbständigen zeigen nach 1999 in 
der Summe keinen Einbruch, sondern im Gegenteil bis 
ein  schließlich 2002 ein nominales Wachstum von eini-
gen Prozent pro Jahr. Das Steueraufkommen müsste 
doch mindestens proportional dazu steigen, bei der 
Ein  kommensteuer aufgrund der Progression sogar 
überproportional. Die Erklär  ung des Steuerrück  gangs 
als Effekt eines Nullwachstums ist sowohl logisch wie 
faktisch falsch. Offenbar sind hier Puffer  wir  kungen im 
14 Maßnahmen gegen die Steuerhinterziehung durch Auslandskon-
ten in Luxemburg, Schweiz und Ähnliches seit 1997, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Außerkraftsetzung der Vermögensteuer. 
Zudem seit 1998 unter anderem Steueränderungsgesetz 1998 vom 
19.12.1998, Steuerentlastungsgesetz 1998 vom 19.12.1998, Steuer-
entlastungsgesetz 1999/2000/2001 vom 24.3.1999.
15 Die nominale Gesamtbelastung der von Kapitalgesellschaften ein-
behaltenen Gewinne wurde 2001 um ein Viertel verringert, nämlich 
von rund 50% 2000 [= 16,7% Gewerbesteuer + (100% - 16,7%) * 
40% Körperschaftsteuer] auf 37,5% ab 2001 [= 16,7% GewSt + 
(100% - 16,7%) * 25% KSt]. Die beim Unternehmen anfallende Be-
lastung von Ausschüttungen wurde etwas verringert, nämlich von 
42% bis 2000 [= 16,7% GewSt + (100% - 16,7%) * 30% KSt] auf 
37,5% ab 2001. Bei je etwa hälftiger Thesaurierung und Ausschüttung 
resultiert hieraus maximal eine Entlastung von einem Sechstel bei Ka-
pitalgesellschaften. Die Spitzenbelastung der an deutsche natürliche 
Anteilseigner ausgeschütteten Gewinne blieb unverändert, nämlich 
53% ESt-Spitzensatz (Anrechnungsverfahren!) bis 2000 und 53% ab 
2001 [= 37,5% + 63,5%/2 * 48,5% ESt, Halbeinkünfteverfahren!]; Aus-
schüttungen an juristische Personen und ausländische Anteilseigner 
wurden etwa um ein Zehntel entlastet, nämlich von 42% bis 2000 [= 
16,7% GewSt + (100% - 16,7%) * 30% KSt] auf 37,5% ab 2001; der-
artige Ausschüttungen mögen etwa 1/3 aller Ausschüttungen ausma-
chen. Für einkommensteu  erpﬂ  ich  tige Unternehmen kann die Senkung 
des Spitzen  steuersat  zes von 53% 1997 auf 48,5% ab 2001 in Ver-
bindung mit der pauschalen Anrechnung der Gewerbesteuer bei der 
Einkommen  steuer statt dem ermäßigten Spitzensteuersatz von 45% 
maximal eine Verminderung um rund ein Zehntel bewirkt haben. Die 
Unternehmensgewinne von Kapital- und von Personengesellschaften 
sind ungefähr gleich groß (vgl. Tab. 2, Zeilen 11 und 12). Insgesamt 
wurde also die Steuerbelastung der Unternehmensgewinne durch die 
Steuersatzsenkungen um etwa ein Achtel verringert [= (25% * ½ + 0% 
* 2/3 + 10% * 1/3) * ½ + 10% * ½].Wirtschaftsdienst 2004 • 3
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Spiel, die trotz nominaler Zuwächse der Einkommen 
zu einer Senkung des Steuer  aufkom  mens auf Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen führen.
Tatsäch  lich sank das Lohnsteueraufkommen auch 
von 2001 bis 2003 nicht (Tabelle 1, Zeile 22). Den 
Vertretern der Arbeitnehmer ist es offen  sichtlich nicht 
gelungen, für ihre Klientel die erwähnten „Pufferef-
fekte“ durch  zusetzen, die das Steueraufkommen aus 
Unternehmensge  win  nen sinken lassen, solange das 
reale Wirtschafts  wachstum unterhalb der (dauerhaft 
kaum erreichba  ren) Schwelle von 2% bis 3% pro Jahr 
bleibt.
Damit sind wir bei den längerfristigen Entwicklun-
gen der Steuerbelastung auf Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen und der schon von 1980 bis 
1997 durchgesetzten Halbierung und seit 2001 noch 
weitergehenden Senkung der tatsächlich auf diese 
Einkommen bezahlten Steuern. Insbesondere die Er-
tragssteuerlast auf den ökonomischen Gewinn der Ka-
pitalgesellschaften (vgl. Tabelle 2, Zeile 31) wurde von 
rund 20% bis 2000 auf rund 10% ab 2001 gesenkt. Bei 
einem seit 2001 gültigen nominalen Ertragssteuersatz 
von knapp 40% bedeutet dies, dass nur etwas mehr 
als ein Viertel des ökonomischen Gewinns als das zu 
versteuernde Einkommen in die Steuerklärungen der 
Kapitalgesellschaften eingeht. Die oben gezeigte (vgl. 
Tabelle 2, Zeile 42a) zeitliche Entwicklung des Verhält-
nisses von Ertragssteuerzahlungen und Dividenden-
zahlungen bestätigt quantitativ dieses Ergebnis. 
Im Folgenden werden die wichtigsten Gestaltungs-
mög  lichkeiten, die zu dieser Diskrepanz führen, kurz 
dargestellt16: 
• Unbegrenzte Nutzung von Verlustvorträgen,
•  steuerlicher Abzug von Aufwendungen auch bei 
steuerfreien Erträgen,
• unversteu  erte Erträge („stille Reser  ven“),
• Verschiebung von steuerlichen Bemessungsgrund-
lagen in Steueroasen: Steuer  dumping.
Unbegrenzte Nutzung von Verlustvorträgen
In Deutschland können anders als in vielen anderen 
(EU-)Ländern die in einem Geschäftsjahr ausge  wiese-
nen Verluste unbefristet und bis 2004 auch der Höhe 
nach unbeschränkt von den Gewinnen späterer Jahre 
abgezogen werden: Allein bei den DAX30-Unterneh-
men war 2002 ein Ver  lustvor  trag von 100 Mrd. Euro 
aufgelaufen17, ein Mehrfaches ihres typischen Jah-
resergebnisses. Bei vielen dieser Unternehmen wäre 
deshalb ohne Begrenzung auch bei guter Ertragslage 
für Jahre keine Ertrags  steu  erzahlung zu erwarten ge-
wesen.
Seit dem 1.1.2004 müssen nun mindestens 40% 
des 1 Mill. Euro übersteigenden ausgewiesenen Ge-
winns versteuert werden18, ein erster Schritt in die 
richtige Richtung. Zukünftig sollte zudem der Verlust-
vortrag zeitlich begrenzt werden (z.B., wie in vielen 
Ländern üblich, auf maximal fünf Jahre), und die ge-
nerelle Möglichkeit einer Verrechnung aller Gewinne 
und Verluste innerhalb eines Konzerns („steuerliche 
Organschaft“) sollte aufgehoben werden.
Steuerlicher Abzug von Aufwendungen
auch bei steuerfreien Erträgen
Lohnsteuerzahler können korrekterweise Aufwen-
dungen nur dann steuerlich geltend machen, wenn 
auch ihre Löhne in Deutschland steuerpﬂ  ichtig sind. 
Deutsche Privataktionäre müssen die Hälfte der zuge-
ﬂ  ossenen Dividenden in Deutschland versteuern und 
können deshalb nur die Hälfte der entsprechenden 
Aufwendungen in Deutschland steuerlich geltend 
machen.
Unternehmen können hingegen in Deutschland 
Aufwendungen als Betriebsausgaben vielfach auch 
dann steuer  lich geltend machen, wenn der daraus 
resultierende Ertrag in Deutschland nicht zu versteu-
ern ist. Zudem ist eine Verrechnung der systematisch 
daraus resultierenden steuerlichen Verluste mit ande-
ren in Deutschland erzielten Gewinnen möglich. Damit 
ist das zu versteuernde Einkommen der Unternehmen 
systematisch niedriger als der für die Aktio  näre aus-
schüttbare Gewinn.
Seit 2004 können beispielsweise Kapitalge  sell-
  schaften mindestens 95% der Aufwendungen für alle 
Kapitalbeteiligungen steuerlich geltend machen19, ob-
17 Zu den Einzelheiten siehe L. Jarass, G. M. Obermair: Geheim-
nisse der Unternehmenssteuern..., a.a.O., Kap. 5.4.
18 Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung 
zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungs  abbau  gesetz 
(so genanntes Korb II Gesetz) vom 22.12.2003 (BGBl. I 2003 S. 2840).
19 Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung 
zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungs  abbau  gesetz 
(so genanntes Korb II Gesetz) vom 22.12.2003 (BGBl. I 2003 S. 2840).
16 Zu einer detaillierten Darstellung siehe L. Jarass, G. M. Ober-
mair: Geheimnisse der Unternehmenssteuern..., a.a.O., Kap. 5. 
Zur Datenlage siehe L. Jarass, G. M. Obermair: W er soll das 
bezahlen? Wege zu einer fairen und sach  gerech  ten Besteuerung: Be-
grenzung der Belastun  gen für alle, Mindest-Belastung für die Großen, 
Marburg 2002, Kapitel 2. Für die Jahre 1995 und 1998 konnte für die 
Gewerbesteuer der Weg vom „Theoretischen Gewerbeertrag“ gemäß 
volkswirtschaftlich gemessener Nettowertschöpfung (100%) zum 
„Versteuerter Gewerbeertrag“ (knapp 40%) nachvollzogen werden; 
siehe L. Jarass, G. M. Obermair: Reform der Gewerbesteuer. 
Bayerischer Städtetag (Hrsg.), München, Januar 2003, Kap. 9 (abruf-
bar unter www.JARASS.COM). Von der Möglichkeit einer vergleichba-
ren „Rekonstruktion“ der Körperschaftsteuerzahlungen der dramati-
schen Jahre 2001 bis 2003 sind wir mindestens noch durch ein halbes 
Jahrzehnt getrennt, bis nämlich die Körperschaft- und Gewerbesteu-
erstatistiken 2001 und 2004 erschienen sind.BESTEUERUNG
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wohl die Beteili gungserträge (Dividenden und Wertstei-
gerungen) grundsätzlich steuer  frei sind. In dieser ex-
tremen Form (keine Mindestbeteili  gungsgrenze, keine 
Mindesthalte  dauer, volle Verrechnungs  möglichkeit mit 
anderen Gewinnen) gibt es diese Möglich  keit nur in 
Deutschland. Schon 1999 wurde diese Vergünstigung 
systemwidrig auf Druck der internationalen Konzerne 
für Auslandsbeteiligungen eingeführt20; seit 2004 gilt 
sie auch für Inlandsbeteiligungen: die dauerhafte juristi-
sche Sicherstellung eines Super-Steuerspar  modells21 
für Konzerne.
Empfehlung: Zukünftig sollte der Abzug jedweder 
Aufwendun  gen untersagt werden, die unmittelbar 
oder mittelbar mit steuerfreien Erträgen in Zusammen-
hang stehen. Dieser Vorschlag war zu Recht im ersten 
Entwurf des Steuer  vergünstigungs  abbau  ge  setzes von 
Ende 2002 enthalten22 und gilt für den normalen Steu-
erzahler schon immer.
Unversteu  erte Erträge („stille Reser  ven“)
Das deutsche Steuerrecht sieht im Gegensatz zur 
Situation in vielen anderen Industrieländern eine große 
Zahl von Möglichkeiten vor, das erwirtschaftete Er-
gebnis de jure zwar nur vorüberge  hend, de facto aber 
dauerhaft steuer  frei zu stellen und dadurch dauerhaft 
unversteu  erte (so genannte „stille“) Reser  ven zu bil-
den. Zudem gibt es eine Vielzahl von Regelungen, die 
auch bei Verkauf des Wirtschafts  guts bzw. Unterneh-
mens die Versteuerung („Aufdeckung“) dieser unver-
steuerten Reser  ven auf jeweils später verschieben23. 
Dies gilt insbesondere auch bei Auslandsinvestitio-
nen.
Empfehlung: Die Kommission zur Reform der Unter-
nehmensbesteuerung machte detaillierte Vor schläge24, 
die die Unternehmensbesteuerung verbessern und 
vereinfachen und gleichzeitig die Steuersatzsen  kung 
haushaltsverträglich gestalten sollte. Kernpunkt ist die 
Verringerung von nachhaltig unbe  steuertem Vermö-
gen („stille Reserven“), durch die im internationalen 
Vergleich die Besteuerung in Deutschland so kompli-
ziert und inefﬁ  zient wird.
Verschiebung von steuerlichen Bemessungs-
grundlagen in Steueroasen: Steuer  dumping
Löhne und der in der Steuerbilanz ausgewiesene 
Gewinn werden in Deutschland beim Unter  nehmen 
besteuert. Ein anderer, nicht geringer und wachsen-
der Anteil der in Deutschland erwirt  schafteten Wert-
schöpfung wird dagegen nicht beim Unternehmen, 
nicht in Deutschland und deshalb letztlich fast gar 
nicht besteuert: Es bleiben nämlich Schuldzinsen, Li-
zenzgebühren etc. im Inland unbesteuert, sofern der 
Empfänger Steuerausländer ist. Hier spielt das Steuer-
dumping eine wesentliche Rolle – eine Form von un-
fairem Steuerwettbe  werb zwischen Natio  nalstaaten. 
Durch vergleichsweise sehr niedrige Steuersätze 
werden Konzernzentralen, insbe  sondere aber deren 
Finanzierungsgesellschaften aus anderen Ländern 
angelockt und damit zunächst für deren bisherige 
Sitzländer, auf die Dauer aber durch die einmal in Be-
wegung gesetzte Dumpingspirale auch für die Niedrig-
steuerländer selbst und alle anderen Staaten immer 
geringere Ertragssteueraufkommen bewirkt. Deshalb 
warnt z.B. die EU-Kommission seit Jahren vor einer 
Fortsetzung dieser Ero  sion der Steu  erbasis.
In Deutschland tätige Unternehmen werden durch 
diese Vorgaben veranlasst, in wachsendem Um  fang 
Eigenkapital durch Fremdkapital zu ersetzen und 
so einen zunehmenden Teil ihrer Erträge als Zins-
zahlungen an ausländische Kreditgeber oder als 
Lizenzzahlungen an ausländi  sche Lizenzgeber zu 
deklarieren und dadurch in Deutsch  land steuer  frei 
zu stellen. Dies geschieht, indem z.B. internationa-
le Beteiligungsgesellschaften das Eigenkapital aus 
dem deutschen Unternehmen herausziehen und in 
ein steuergünstiges Sitzland verlegen und dann die 
deutschen Töchter über den internationalen Kapital-
markt mit Fremdkapital versorgen25. Dies führt zu ei-
ner massiven Diskriminierung der Finanzierung durch 
Eigenkapital gegenüber der durch Fremdkapital. Nicht 
zuletzt wegen der hohen ﬁ  xen  Transaktionskosten 
solcher Finanzier  ungs- und Steuerstrategien werden 
kleinere mittelständische Unternehmen gegenüber 
den international operierenden Konzernen massiv 
benachteiligt. Familienunternehmen werden dadurch 
24 Brühler Empfehlungen zur Reform der Unternehmensbesteuerung. 
Schriftenreihe des Bundesministers der Finanzen, Heft 66, Juli 1999.   
Kapitel V.
25 Siehe die Beispiele in L. Jarass, G. M. Obermair: Geheimnisse 
der Unternehmenssteuern..., a.a.O., Kap. 5.3.
20 Rückwirkend ab Veranlagungszeitraum 1999 durch das Steuerbe-
reinigungsgesetz vom 22.12.1999.
21 Da es sich um eine gesetzestechnisch kompliziert formulier-
te Änderung (§8b(5) KStG) han  delt und in der Begründung des 
Gesetz  entwurfs die mindestens 95%ige Abzugs  möglichkeit fälsch-
licherweise als „pauschales Abzugsverbot“ bezeichnet wurde, lief 
das Gesetzge  bungsverfahren unbemerkt von der Öffentlichkeit, 
ähnlich wie die Steuerfreistellung von Veräußer  ungsgewinnen und die 
Rück  zahlung von Körperschaftsteuerguthaben im Rahmen der Unter-
nehmens    steuerre  form 1999. Erst wenn es zu weiteren enor  men Steu-
erausfällen kommt, wird die Bundesregierung und die Opposition, 
die auch diese Auswei  tung der Vergünstigung nachhaltig unterstützt,   
ganz überrascht von unerwarteten Steuerrückgängen sprechen und 
weitere Sparmaßnahmen einleiten, deren Folgen vor allem Lohnsteu-
erzahler, Rent  ner und Arbeitslose zu spüren bekommen.
22 Wegen des massiven Widerstands der Wirtschaftsverbände und der 
Opposition hat dann die Regierung den Vorschlag aus dem Gesetz-
entwurf herausge  nommen. 
23 Vgl. hierzu L. Jarass, G. M. Obermair: W er soll das bezahlen?, 
a.a.O., Kasten 5, S. 62.Wirtschaftsdienst 2004 • 3
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vom Markt verdrängt, auch wenn sie bei fairer steuerli-
cher Behandlung gute Produkte zu konkurrenzfä  higen 
Preisen anbieten könnten.
Empfehlung: Die Kommunalen Spitzenverbände 
haben im Rahmen der Gewerbesteuerreform eine 
volle Hin  zu  rechnung aller in Deutschland erwirtschaf-
teten Schuld  zinsen vorgeschlagen statt der derzei-
tigen hälftigen Hinzurechnung der Dauerschuldzinsen. 
Dies würde zu einer mäßi  gen Belastung der Schuld-
zinsen von rund 15% führen, wegen der Hinzurech-
nungsfreibe  träge würden die kleineren Unternehmen 
weit  gehend unbelastet bleiben.
Deutsche Unternehmensbesteuerung angesichts 
globaler Finanzmärkte
Es zeigt sich also, dass vor allem große international 
tätige Unternehmen streng nach gelten  dem deut  schen 
Steuerrecht in der Lage und aus Konkurrenzgründen 
aber auch gezwungen sind, ihre Steuerzahlungen in 
Deutschland auch bei gutem Ertrag für die Anteilseig-
ner immer stärker zurückzu  fahren. Die Finanzvorstän-
de müssten ihren Hut nehmen, wenn sie die von der 
Politik geschaffenen oder zumindest nicht verwehrten 
gesetzlichen Möglichkeiten nicht optimal zu  gunsten 
ihres Unterneh  mens anzuwenden wüssten. Wenn aber 
das Ergeb  nis dieses vom Gesetz  geber erlaubten und 
von den Marktkräften einge forderten steuerlichen Han-
delns Bund und Länder in wachsende Verschuldung 
treibt und vor allem Städte und Gemeinden bedroh  lich 
verarmen lässt und damit wesentliche Grundlagen der 
wirtschaftli  chen Entwicklung untergräbt26, dann müs-
sen offensichtlich die einschlägigen Gesetze an die 
wirtschaftliche Realität angepasst werden27. 
Mit den Koalitionsvereinbarungen vom Oktober 
2002 wollten die Regierungsparteien wesentli che Fehl-
entwicklun  gen korrigieren und das deutsche Steuer-
recht wieder international konkur  renzfähig machen. 
Der ursprüngliche Entwurf des darauf aufbauenden 
Steuervergünstigungs  abbaugesetzes von Ende 2002 
enthielt ein Gesamtkonzept zur Behebung der Ver-
säumnisse aus 20 Jahren und zur Reparatur der Feh-
ler, die die Bundesregierung zuvor vor allem unter dem 
Druck der Wirt  schaftsverbände und der Opposition 
bei der Umsetzung der Unterneh  menssteuerreform 
2000/2001 gemacht hatte. Dieser Entwurf wurde An-
fang 2003 zuerst von den eigenen Koalitions  fraktionen 
zu einem Torso gemacht und dann von der Opposition 
im Bundesrat endgültig zer  schmettert.
Nach dem Scheitern dieser Reformvorschläge 
werden von Regierung, Opposition und Arbeit  gebern 
nun als vordringliche Maßnahmen zur Stär  kung des 
Wirt  schaftswachstums weitere Steuersenkungen 
diskutiert, z.B. für Zinserträge (Abgel  tungssteuer) und 
für Gewinne (Abschaffung der Gewerbesteuer), so, 
als ob wir in Deutschland eine Kapital  knappheit wie 
nach dem zweiten Welt  krieg hätten und deshalb die 
Kapitalerträge besonders privi  legiert werden müssten. 
Generelle Steuersenkungen für Kapitalerträge erhöhen 
nicht notwen  digerweise die deutschen Investitio  nen, 
wie Deutschland in den letzten Jahren nach den dras-
tischen Steuersatzsenkungen durch die Unterneh-
menssteuerreform erfahren musste, führen aber sicher 
zu dramatischen Steuer  ausfällen. Nicht Kapitalerträge 
schlechthin, sondern das Investieren von Realkapital 
in Deutschland (etwa der Aufbau und der Betrieb von 
Maschinenhallen) muss begünstigt werden. Die in 
den letz  ten Jahren durch  geführte Verschlechterung 
der Abschreibungs  bedin  gun  gen bewirkt eher das 
Gegenteil.
Alle diese steuerlichen Strukturprobleme wurden 
beim früheren starken Wirtschaftswachstum ver  deckt, 
müssen aber bei zukünftig zu erwartenden niedrigeren 
Wachstumsraten angegangen wer  den. Die Lösung 
liegt eigentlich auf der Hand: Wenn der Staat zukünftig 
wieder das gesamte Volkseinkom  men angemessen 
besteuert, dann erhält auch die örtliche Wirtschaft 
wieder Aufträge zur Sicherung der öffentlichen Infra-
struktur, und zudem kann die Überbe  lastung der Löh-
ne mit Steuern und Sozialabgaben redu  ziert werden.
Hier liegt die Wurzel der Probleme: Die großen 
Transformationen der letzten Jahrzehnte, die zuneh-
mende Globalisierung von Produktion, Märkten und 
insbesondere Finanzierung wurden von der Steuerpo-
litik bisher kaum berücksichtigt. Das Steuersystem ist 
grundsätzlich  in Deutschland und in anderen EU-Län-
dern bis heute so geblieben wie es vor Jahrzehnten 
für eine noch weitgehend nati  o  nale Ökonomie zuge-
schnitten war. Weder die nationalen Regierungen noch 
die EU-Kommis  sion waren bisher willens oder in der 
Lage, auf diese drastische Umwälzung der wirtschaft-
lichen Verhält  nisse, insbesondere die durchgehende 
internationale Verﬂ  ech  tung der Konzerne und die re-
sultierende unfaire Steuerkonkurrenz auch und gerade 
26 Vgl. hierzu auch: Steuervampire? Auseinandersetzung um die 
Steuerpolitik der rot-grünen Bundesregierung. Wirtschafts  politi  sche 
Informationen, ver.di, Dezember 2002 (abrufbar unter www.verdi.de/
steuergerechtigkeit) und: Steuerausfälle ohne Ende. Wirtschaftspoliti-
sche Informationen 1/03. ver.di, Bereich Wirt  schaftspolitik, Januar 
2003 (abrufbar unter www.verdi.de / Wirtschafts  politik).
27 Sind die im Vergleich zu den Erwerbstätigen und den 
mittelständischen Unternehmen erhöhten Möglichkeiten von 
Großunterneh  men zur Steuervermeidung unter Berücksichtigung von 
Allokations- und Efﬁ  zienzüberlegungen hinzunehmen? Ist die häuﬁ  g 
zu hörende These richtig, dass die Steuerlast in einem Nationalstaat 
wegen des internationalen Steuerwettbewerbs immer mehr nur noch 
von den immobilen Steuerzahlern (Arbeitnehmer wie Unternehmen) 
geleistet werden muss? Die Beantwortung derartiger Fragen im 
Zusammenhang mit den hier dargestellten Fakten bedarf eines 
eigenen Beitrags und wird deshalb hier zurückgestellt.BESTEUERUNG
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Eine Besteuerung von international tätigen Kon-
zernen ist den einzelnen Nationalstaaten letztlich nur 
möglich, wenn sie beim Unternehmen nicht nur wie 
derzeit Löhne und die Restgröße „zu ver  steuernder 
Gewinn“ besteuern, sondern die gesamte im Inland 
erwirtschaftete Wertschöpfung. Dies ist auch ohne 
die schwie  rige EU-weite Steuerharmonisierung28 von 
jedem Natio  nalstaat dadurch erreichbar, dass er die 
gesamte inländische Wertschöpfung jeweils am Sitz 
der Betriebsstätte besteue  rt, unabhängig vom in- oder 
ausländischen Sitz des Betriebseigentü  mers29. Diese 
Wert  schöpfung umfasst 
• die Löhne, die wie bisher durch Einbehaltung der 
Lohnsteuer besteuert werden,
• alle mit Fremd- oder mit Eigenkapital erwirtschafte-
ten Erträge, also die Schuld      zin  sen30 abzüglich der 
Zinserträge,
•  zudem den gesamten verbleibenden Gewinn (und 
nicht nur eine Restgröße „zu versteuernder Gewinn“) 
unab  hängig davon, ob er ausgeschüt  tet oder im Be-
trieb einbehalten wird. 
Bei einer gleichmäßigen Besteuerung der in 
Deutschland erwirtschafteten Wertschöpfung würde 
auch die Gefahr der Abwanderung in das derzeit 
steuergünstigere Ausland durch die dann mögliche 
aufkommensneutrale Senkung der Steuersätze ver-
ringert.
Die europäischen Institutionen wachen sorgfältig 
darüber, dass EU-Bürger in einem anderen EU-Land 
rechtlich und steuerlich nicht diskriminiert werden. 
Es wäre eine durchaus EU-konforme Aufgabe der 
jeweiligen nationalen Regierungen, im Gegenzug 
die beschriebene steuerliche Diskrimi  nierung31 von 
inländischen Unternehmen gegenüber der ausländi-
schen Konkurrenz zu verhin  dern. Damit könnten sie 
zugleich ihr eigenes Steueraufkommen schützen und 
ihre Steuersou  veränität zurück  gewinnen, bis (in einer 
fernen Zukunft?) ein einheitli ches europäisches Steuer-
system geschaffen sein wird.
Die Diskriminierung trifft insbesondere regional ori-
entierte mittelständische Unternehmen, da inländische 
Konzerne mit internationaler Orientierung ihre Steuer-
zahlung ähnlich niedrig halten können wie ausländi-
sche Unternehmen. Insofern wäre die vorgeschlagene 
Besteuerung am Ort der Wertschöpfung nicht nur ein 
Beitrag für einen efﬁ   zienten und fairen Wettbewerb 
zwischen In- und Ausland, sondern auch zwischen 
Konzernen und (einheimischem) Mittelstand.
Ergebnis
 Da alle erwirtschafteten Kapitaleinkommen 
(inklusive der erwirtschafteten Schuldzinsen und 
Lizenz  gebühren) vom jeweiligen Nationalstaat beim 
Betrieb (also an der Quelle) besteuert würden, würde 
Kapital(verwaltungs)  ﬂ   ucht weniger interessant und 
Steueroasen damit automatisch weni  ger attraktiv. 
Statt der derzeitigen schädli  chen Steuerkon  kurrenz 
würde sich die Standortwahl wieder stärker an den 
realen Investitionsbedingun  gen orien  tieren: Hierbei 
spielt die Steuer- und Abgaben  be  lastung der Löhne 
und der Kapital  erträge sicher eine wichtige Rolle. 
Entschei  dend für Investi  tionen32 sind aber darüber 
hinaus die Qualität der Infrastruktur und die so ge-
nannten „weichen“ Standort  faktoren wie z.B. Ausbil-
dungsniveau, öffentliche Sicherheit, Rechts    sicher  heit, 
Wohn  quali  tät sowie allgemeine Lebensqualität. Die 
hohe Standortqualität zu sichern kann nur gelingen, 
wenn zur Finanzierung alle Nutznießer, nicht nur die 
Arbeit  nehmer und der Mittelstand, herangezogen 
werden.
28 Eine ausgezeichnete Übersicht über die Entwicklung der Besteue-
rung in der EU und viele unbemerkte Harmonisierungen gibt H. Ha-
maekers: T axation Trends in Europe, in: Asia-Paciﬁ  c Tax Bulletin, 
International Bureau of Fiscal Documentation, Amsterdam, Februar 
2003, S. 42 ff.
29 Die Steuererträge einer zukünftigen EU-Körperschaftsteuer sollen 
ohnehin auf der Basis der im jeweiligen Land erwirtschafteten Wert-
schöpfung auf die einzelnen EU-Mitgliedstaaten verteilt werden, vgl. 
W . Hellerstein, C. E. McLure: International Taxation and Public 
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30 Inklusive dem Finanzierungsanteil von Miet- und Pachtzah  lungen 
sowie von Leasingraten für Betriebs  anla  gen (auch für Immobilien) 
sowie einem angemessenen Teil der Lizenzgebühren.
31 Auch der Europäische Gerichtshof scheint diese Inländerdiskrimi-
nierung („restrictions“) mittlerweile sehr kritisch zu sehen; siehe z.B. 
J. Weiner: EU prepares for Corporate Tax Reform at Rome Confe-
rence, in: Tax Notes International, tax analysts, Arlington, 8. Dezember 
2003, S. 913-924; zur Inländerdiskriminierung (so genannte „restric-
tions“) siehe S. 915. 
32 So schreibt eine gemeinsame Studie des Magazins Finance, der 
Beteiligungsgesellschaft 3i, der Kanzlei Linklaters, Oppenhoff & Räd-
ler sowie der Beratungsgesellschaft Delouitte & Touche (Handelsblatt 
vom 27. August 2003, S. 20): „.. Überraschendes Ergeb  nis: Die steu-
erlichen oder rechtlichen Rahmenbedingungen haben keinen Einﬂ  uss 
auf die Merger & Acquisition Strategie. Wichtig seien dagegen das 
Klima am Kapitalmarkt, die Konjunkturphase und die Verfügbarkeit 
von Kaufobjekten. Hauptantrieb ist bei 64% der Befragten die Er-
schließung neuer Märkte. ...“.